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Bündnis für friedliches Kandel
KANDEL. Unter dem Motto „Für ein
friedliches Miteinander in Kandel“
haben zahlreiche Prominente zu ei-
ner Demonstration am 24. März in
der Stadt aufgerufen. Unter den
knapp 60 Erstunterzeichnern sind
Ministerpräsidentin Malu Dreyer
(SPD), Bischof Karl-Heinz Wiese-
mann und Kirchenpräsident Chris-
tian Schad.

Unterstützt haben den Aufruf unter
anderem auch Ex-Ministerpräsident
Kurt Beck, DGB-Landesvorsitzender
Dietmar Muscheid, FDP-Landeschef
Volker Wissing, SPD-Landesvorsit-
zender Roger Lewentz, Bernhard
Braun (Vorsitzender der Grünen-
Landtagsfraktion) sowie Jochen Bü-
low (Linke-Landesvorsitzender). Die
Unterzeichner protestieren dagegen,
dass rechteGruppenKandel zu einem
Ort „ihrer demokratiefeindlichen
Propaganda“machen.
Ende 2017wurde eine 15-Jährige in

Kandel ermordet, der Tatverdächtige
ist ein Asylbewerber aus Afghanistan.

Prominente unterstützen Protest gegen Aktionen rechter Gruppierungen
Seitdem gab es in Kandel mehrfach
Demonstrationen gegen die Flücht-
lingspolitik der Bundesregierung, an
der auch Personen aus dem rechtsex-
tremen Spektrum teilnahmen. Im
Vorfeld der Demonstration der Grup-
pierung „Kandel ist überall“ am 3.
März, initiiert von der baden-würt-
tembergischen AfD-Landtagsabge-
ordneten Christina Baum, hatten
Kandeler Bürger das Bündnis „Wir
sind Kandel“ gegründet. Mit einer
Luftballonaktion setzten sie ein Zei-
chen gegen rechts. Die Initiative
„Kandel ist überall“ hat für den 24.
März ebenfallswieder eineDemonst-
ration in Kandel angemeldet.
Der Innenausschuss des Landtages

inMainzbeschäftigte sichgesternmit
der Demonstration vom 3. März. Laut
Innenminister Roger Lewentz (SPD)
versammelten sich hinter dem Bünd-
nis „Kandel ist überall“Mitglieder der
NPD und deren Jugendorganisation
„Junge Nationalisten“, ferner die neo-
nazistisch ausgerichteten Parteien
„Der III. Weg“, dessen Bundesvorsit-

zender Klaus Armstroff eine Kopfbe-
deckungmit Parteilogo trug, und „Die
Rechte“ sowie die „Identitäre Bewe-
gung“. Augenscheinlich seien Mit-
glieder der rechtsextremistischen
Musikgruppe „Kategorie C“ mitmar-
schiert undAngehörige derHooligan-
Szene. Auf das Zeigen einschlägiger
Symbole sei weitgehend verzichtet
worden. Jedoch sei die typische Pa-
role „Hier marschiert der nationale
Widerstand“ skandiert worden.
Polizeiinspekteur Jürgen Schmitt

sprach von einer „hochemotionalen
undgereizten Stimmung“ entlangder
Strecke, die so nicht erwartet worden
sei. Thema inder Sitzungwar auchdie
Teilnahme des Mainzer AfD-Land-
tagsabgeordneten Damian Lohr, der
an der Seite der rechten „Identitären
Bewegung“ gesehen wurde. Lewentz
sagte: „Wir schauen da genau hin.“

Unterdessen wurde bekannt, dass
die AfD-Landtagsfraktion die Kande-
ler Stadthalle am 12. April gebucht
hat – für einen „politischen Vortrag“,
wie es heißt. |tnc/kad

Abschiebung nach Italien drohte
VON ANDREAS GANTER

HOCHSPEYER. Der Fall sorgt für lan-
desweites Interesse: DerHochspeye-
rer Pfarrer Max Eisfeld (58) muss
sich vor Gericht verantworten, weil
seine Gemeinde einem jungen Afri-
kanerKirchenasyl gewährte (wirbe-
richteten). Der Geistliche verteidigt
nundasVorgehenundsagt: „Wirha-
ben uns im Presbyterium die Ent-
scheidung über das Kirchenasyl
nicht leicht gemacht.“

Laut Eisfeld ging es bei dem Flücht-
ling um einen Mann, dem die Ab-
schiebung nach Italien drohte. Nach
Italien deshalb, weil gemäß des soge-
nannten Dublin-Prinzips der EU-Mit-
gliedsstaat für einen Flüchtling ver-
antwortlich ist, in demer erstmals die
EU betreten hat.

Hochspeyerer Pfarrer erklärt Hintergründe des Kirchenasyls, das zu einem Strafbefehl gegen ihn führte

Ein Vierteljahr habe der Flüchtling
imGemeindehaus in Hochspeyer ver-
bracht, berichtet Eisfeld. Mittlerweile
sei das Kirchenasyl beendet, aber er
habe immer noch unregelmäßigen
Kontakt zu dem Afrikaner. Der Geist-
liche erklärt, dass es nicht seine Ent-
scheidung, sondern die des Presbyte-
riums gewesen sei, dem Flüchtling
Hilfe zu gewähren. Dem Beschluss sei
eine „kontroverse, aber offene und
ehrliche Diskussion“ vorausgegan-
gen. Niemand habe sich die Entschei-
dung leicht gemacht, aber letztlich sei
es um „unsere Identität als Christen“
gegangen.
LetzteWochewurdeder Fall öffent-

lich. Seitdem habe er durchweg posi-

tive Rückmeldungen bekommen, be-
richtet Pfarrer Eisfeld. Er habe sehr
viel Zuspruch bekommen: „Das tut
gut.“
Staatlicherseits war die Ausländer-

behörde der Stadt Kaiserslautern für
den Flüchtling zuständig. Dieses Amt
fällt in die politische Verantwortung
von Bürgermeisterin Susanne Wim-
mer-Leonhardt (SPD). Die verwies
gestern darauf, dass der Flüchtling,
nachdem sich das Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge (BAMF) mit
Italien auf die Rückführung des Man-
nes geeinigt hatte, dorthin abgescho-
ben werden sollte. Die Aufgabe der
Stadt sei es dafür zu sorgen, dass dies

binnen sechs Monaten geschehe.
Sonstwerde nämlich automatisch ein
Asylverfahren inDeutschland inGang
gesetzt und die Bundesrepublik müs-
se alle weiteren Kosten übernehmen.

„Wir wollten ihm die Chance ge-
ben, in Deutschland einen Asylantrag
zu stellen“, erklärt Eisfeld dieMotiva-
tion seiner Gemeinde. Es sei schlicht
darum gegangen, dem Mann ein we-
nig Zeit in Deutschland zu verschaf-
fen. Das hat offenbar geklappt. Mitt-
lerweile habe das BAMF denMann als
Asylbewerber anerkannt.

Wimmer-Leonhardt informiert,
dass es 2017 einige Fälle von Kirchen-
asyl in ihrer Zuständigkeitsbereich

gegeben habe. Die seien alle an die
Staatsanwaltschaft gemeldetworden.
Allerdings war der Fall in Hochspeyer
der erste, in dem sich die Strafermitt-
lungsbehörde dazu entschied, einen
Strafbefehl zu verhängen. Wimmer-
Leonhardt sagt, davon sei sie eben-
falls überrascht gewesen,weil die bis-
herigen Fälle durchweg eingestellt
wurden.
Die Staatsanwaltschaft Kaiserslau-

tern verweist zur Erklärung auf ein
Urteil des Bundesgerichtshofes von
2009. Mit Bezug darauf hätten die Er-
mittlungen ergeben, dass Pfarrer Eis-
feld im Verdacht stehe, Beihilfe zum
unerlaubten Aufenthalt geleistet zu
haben. Der Leitende Oberstaatsan-
walt UdoGehring sagt: „Die Ausreise-
pflicht war von staatlichen Instanzen,
die dem Grundgesetz und insbeson-
dere denMenschenrechten verpflich-
tet sind, festgestellt.“ Seine Behörde
habe geprüft, ob das Verfahren einzu-
stellen sei. Das wäre aufgrund einer
humanitären Motivation durchaus
möglich gewesen – etwa, wenn das
Verschulden als gering anzusehen
wäre und kein öffentliches Interesse
an der Verfolgung bestünde. Im Fall
des Kirchenasyls in Hochspeyer feh-
len laut Gehring dafür jedoch konkre-
te Belege. Dass die Kirchengemeinde
von einem Härtefall ausgehe, reiche
nicht aus. Das sei lediglich das Ergeb-
nis einer Bewertung, aber keine Tat-
sache, auf der die Bewertung beruht.
Konkrete Gründe für das Kirchenasyl
wurden der Staatsanwaltschaft laut
GehringvonSeitenderGemeindebis-
her nichtmitgeteilt.

Weil Pfarrer Eisfeld den Strafbefehl
nicht akzeptiert hat, kommt es Ende
April zurVerhandlung vor demAmts-
gericht Kaiserslautern. Weder der
Geistliche noch die Staatsanwalt-
schaft wollten sich zur Höhe des
Strafbefehls äußern. Eine Verurtei-
lung könnte für Eisfeld auch eine
deutlich höhere Strafe bedeuten. Al-
lerdings hat die Landeskirche schon
angekündigt, ihren Pfarrer auch in
diesem Fall zu unterstützen. EINWURF

PFALZ KOMPAKT

Keine Spur von Waffen-Jungen
Die Polizei hat bisher keine weiteren
Hinweise zu dem 13 bis 14 Jahre alten
Jungen erhalten, der am Mittwoch
laut Zeugen mit einer Waffe in Rich-
tung des Schulzentrums in Ludwigs-
hafen-Mundenheim unterwegs ge-
wesen sein soll. Das sagte Polizeidi-
rektor Harald Brock als Leiter des Füh-
rungsstabs gestern auf Anfrage. Ge-
rüchte, bei der Evakuierung seien
zwei Klassen vergessen worden, wies
er zurück. Das Spezialeinsatzkom-
mando habe die Schüler nach und
nach aus den Klassenräumen geholt
und in eine Turnhalle gebracht. |ier

Helmut-Kohl-Ufer kommt
Das Rheinufer in Speyer soll am 3.
Oktober nach dem 2017 verstorbenen
Altkanzler Helmut Kohl benannt wor-
den. Das hat gestern Abend der Spe-
yerer Stadtrat mehrheitlich entschie-
den. Das „Helmut-Kohl-Ufer“ setzte
sich mit 25 Stimmen gegen den Vor-
schlag Bauhof, die Straße vor dem
„Domhof“ (sieben Stimmen), und die
Karl-Leiling-Allee (drei) durch. CDU,
SWG, FDP und überwiegend die Grü-
nen waren für den für die Rheinpro-
menade geltendenVorschlag, der von
der SWG kam. Es ist die erste Benen-
nung eines Weges nach Kohl in einer
größeren Pfälzer Stadt, nachdem 2017
Initiativen in Frankenthal und Lud-
wigshafen gescheitert waren. |pse

Landesfest noch nicht gesichert
Noch ist nicht klar, ob sich die Stadt
Annweiler (Kreis Südliche Weinstra-
ße) die Ausrichtung des Rheinland-
Pfalz-Tags vom 28. bis 30. Juni 2019
leisten kann. Zwei von drei Haupt-
sponsoren hätten zugesagt, berichte-
te Stadtbürgermeister Thomas Wol-
lenweber (SPD) in der Stadtratssit-
zung am Mittwoch. Die Entscheidung
des größten Hauptsponsors soll bis
Ende des Monats fallen. Nur mit des-
sen Engagement wäre das große Lan-
desfest zu stemmen. In der nächsten
Sitzung am 11. April will der Stadtrat
darüber entscheiden, ob die Ausrich-
tung für die Stadt tragbar ist. |höj

AN RHEIN UND SAAR

KAISERSLAUTERN. Das Amtsgericht
Kaiserslautern hat gestern Haftbefehl
gegen einen 37-Jährigen aus Land-
stuhl erlassen, der im Verdacht steht,
den neuen Freund seiner Ex-Lebens-
gefährtin so schwer verletzt zu haben,
dass dieser im Krankenhaus verstarb.
Wie die Staatsanwaltschaft gestern
mitteilte, war es am Mittwochnach-
mittag in derWohnung einer 40-Jähri-
gen in Kaiserslautern zu einem Streit
zwischen dem früheren Lebensge-
fährten und dem 31-jährigen Freund
der Frau gekommen. Mit einem Base-
ballschläger und einem Messer habe
der Tatverdächtige den 31-jährigen
Mann aus Bexbach (Saarpfalz-Kreis)
angegriffen. Das Opfer sei noch vor
Ort notärztlich behandelt worden,
starb allerdings Mittwochabend im
Krankenhaus. Dem 37-Jährigen wird
Mord aus niedrigen Beweggründen
vorgeworfen. |bgi

Junge Flüchtlinge: Landkreise
für genaue Altersfeststellung
MAINZ. Der rheinland-pfälzische
Landkreistag dringt auf eine generelle
Feststellung des Alters junger Flücht-
linge übermedizinische Untersuchun-
gen. Der Vorsitzende Günther Schartz
(CDU) teilte gestern mit, der Land-
kreistag unterstütze Anordnungen
verschiedener Kreise, das Alter gene-
rell durch medizinische Verfahren zu
präzisieren. „Die aktuellen Erkennt-
nisse im Fall Kandel und auch in ande-
ren Zweifelsfragen zwingen zu Ände-
rungen im Verfahren“, erklärte der
Landkreistag. Die AfD-Landtagsfrakti-
on begrüßte die Forderung. Die Dis-
kussion über die Altersfeststellung
war mit dem gewaltsamenTod der 15-
jährigen Mia in Kandel im Dezember
erneut aufgekommen. Der mutmaßli-
che Mörder der Deutschen ist ihr Ex-
Freund, ein Flüchtling aus Afghanis-
tan. Er ist einem Gutachten zufolge
mindestens 17,5 Jahre alt, wahr-
scheinlich aber etwa 20. Zunächst wa-
ren die Behörden davon ausgegan-
gen, dass er 15 Jahre alt ist. Bisher
wirdmeist nur inZweifelsfällen das Al-
ter medizinisch geprüft. |lrs

Blutiges Ende eines
Beziehungsstreits

SPEYER. Für die Nachfolge von Ober-
kirchenrat Michael Gärtner, der im
Frühjahr 2019 in Ruhestand geht, hat
die Kirchenregierung der Evangeli-
schen Kirche der Pfalz gestern vier
Kandidaten nominiert: Alexander Bit-
zel (49), der Pfarrer in Mannheim ist,
FriedemannFritsch (56), der Pfarrer in
St. Georgen im Schwarzwald ist und
zuvor im Donnersbergkreis tätig war,
Claus Müller (48), der Dekan des Kir-
chenbezirks Germersheim, und Doro-
thee Wüst (52), die Dekanin des Kir-
chenbezirks Kaiserslautern ist. Die
Wahl steht auf der Tagesordnung der
Landessynode, die vom23. bis 26.Mai
in Kaiserslautern tagt.

Gärtner (Jahrgang 1955) ist derzeit
für die Bereiche Schule und Bildung,
Friede und Umwelt sowie die Theolo-
giestudenten zuständig.Oberkirchen-
räte werden in der Landeskirche auf
die Dauer von sieben Jahren gewählt,
Wiederwahlen sind möglich. Sie lei-
ten die einzelnen Dezernate des Lan-
deskirchenrates, der obersten Behör-
de der Landeskirche. |swz

Oberkirchenrat:
Vier Kandidaten
fürWahl in Synode

HEIT SCHUNN GELACHT?

Die Helga beim Dogder: „Also gesch-
dern hab isch Forelle gegesse, sinn
die eigentlisch gsund?“ „Isch glab
schunn, bei mir war jedenfalls noch
käni in Behandlung!“ |ors

Fall Held entwickelt sich
zu SPD-Parteispendenaffäre
MAINZ/OPPENHEIM. Die Staatsan-
waltschaft Mainz hat die Ermittlun-
gen gegen den ehemaligen Oppen-
heimer Bürgermeister und amtie-
renden Bundestagsabgeordneten
Marcus Held (SPD) ausgeweitet. Er
soll illegale Parteispenden ange-
nommen haben. Damit wird die Af-
färe zumProblemder Landes-SPD.

Staatsanwaltschaft weitet Ermittlungen aus

Wegen Untreue und
Bestechlichkeit wird
seit Monaten gegen
den 40-Jährigen er-
mittelt. Nach Anga-
ben der Leitenden
Oberstaatsanwältin
von Mainz, Andrea
Keller, soll Held für
gewährte Vorteile
unzulässige Spenden
in Höhe von rund
33.000 Euro angenommenhaben. Der
größte Batzen, 24.600 Euro, kommt
demnach von einemMakler, den Held
mit dem Ankauf von Grundstücken
für die Stadt Oppenheim beauftragt
hat – ohneRechtsgrundlage, sagendie
Ermittler. Die Stadt zahlte 205.000
Euro Maklergebühr. Die Vorwürfe ge-
gen den Politiker und Juristenwurden

zunächst Anfang 2017 in anonymen
Anschuldigungen erhoben. Held hat
sie selbst öffentlich gemacht, aber
stets beteuert, unschuldig zu sein. In-
zwischen ist er als Bürgermeister zu-
rückgetreten. Das Bundestagsmandat
behält er, nimmt wegen Krankheit
aber nicht an Sitzungen teil.

Der SPD-Landesverband hatte die
Rechenschaftsberichte der SPD in Op-
penheimprüfen lassen, Beanstandun-
gen gab es keine. Inzwischen hat die
Partei die Unterlagen der Staatsan-
waltschaft vorgelegt. Sollten die
Spenden illegal sein, droht der Partei,
dass der Bundestag eine Sanktion in
dreifacher Höhe, also von 99.000 Euro
verhängt. Auch die Spende selbst
muss abgeführt werden. Die Bundes-
tagsverwaltung teilte gestern auf An-
frage mit, dass sie zu laufenden Ver-
fahren keine Auskunft gebe, dass in
diesem Fall aber die Staatsanwalt-
schaft die Verwaltung aber im Rah-
men der Amtshilfe informiere.

SPD-Generalsekretär Daniel Stich
sagte: „Marcus Held hat keine politi-
sche Zukunft in der SPD Rheinland-
Pfalz.“ Er solle überdenken, ob er sein
Bundestagsmandat weiter ausüben
könne. |kad

MAINZ. Als Reaktion auf eine von der
Landesregierung geplante Reform des
Kommunalwahlgesetzes erneuert die
CDU ihre Forderung, vor Gemeinde-
ratswahlen mit der Möglichkeit des
Kumulierens und Panaschierens den
Wählern die Stimmzettel vor dem
Wahltag nach Hause zu schicken. Zu-
stimmung dafür gab es gestern im In-
nenausschuss des Landtags von der
Bad Kreuznacher SPD-Oberbürger-
meisterin Heike Kaster-Meurer. In ei-
nerAnhörungnannte siediePlänehilf-
reich. Die Möglichkeit, die umfangrei-
chen Stimmzettel zuhause auszufül-
len, erspare vielen Wählern Zeitdruck
im Wahllokal. In Baden-Württemberg
werden die Stimmzettel seit Jahrzehn-
ten vorab verschickt. Vergleichbar sei
diese Praxis mit der Briefwahl, sagte
ein Vertreter des Stuttgarter Innenmi-
nisteriums. Die Kosten, die den Kom-
munen für den Vorabversand entste-
hen, wurden auf knapp einen Euro pro
Wahlberechtigten beziffert. |nob

Kommunalwahl:
Stimmzettel zuvor
nachHause?

Kameras fürs Rückwärtsfahren
VON CHRISTOPH HÄMMELMANN

MAINZ. Weil die wuchtige Anti-
terror-Ausrüstung der Beamten
kaum hineinpasst, werden die noch
recht neuen Standard-Streifenwa-
gen der rheinland-pfälzischen Poli-
zei zum zweiten Mal nachgerüstet.
Nachdem schon ihre Heckfedern
verstärkt wurden, bekommen sie
jetzt auch noch Rückfahrkameras.

ManchePolizisten steigen lieber in ei-
nen alten Passat, wenn sie mit Blau-
licht losbrausenmüssen. Denn sie ha-
ben das Gefühl, dass sich die neueren
Audi-Streifenwagen bei stürmischer
Fahrt schlecht lenken lassen. Schließ-
lich sind diese Autos nachträglich
umgebautworden, sie haben stärkere
Heckfedern bekommen. Grund für
denAustausch: Kaumwaren die Fahr-
zeuge im Januar 2016 bestellt, wur-
den für die Beamten extradicke
Schutzwesten, schwerereWaffen und
Helme angeschafft. Zusatzgewicht
insgesamt: 160 Kilogramm.
Denn um die wuchtige Antiterror-

Ausrüstung im relativ kleinen Koffer-
raum der A4-Kombis überhaupt un-
terzubringen, mussten Polizeitechni-
ker auch noch ein ausgefeiltes Aufbe-
wahrungskonzept aus Schubladen,

Standard-Streifenwagen werden wegen Platzproblemen erneut nachgerüstet

Wannen und Ablageflächen entwi-
ckeln. Nun allerdings haben die Be-
amten kaum mehr Platz, um Taschen
mit ihrer persönlichen Ausrüstung
abzustellen. Und noch ein Problem
gibt es: Die Sicht nach hinten istweit-
gehend verstellt, der Fahrer kann
nicht mehr durch die Heckscheibe
schauen.

Einen besseren Rück-Blick soll nun
ein weiteres Nachrüstprogramm
beschren: Ab April werden die von
Anfang an umstrittenen Audis mit
Heck-Kameras ausgestattet. Das hat
Jürgen Schmitt, der Inspekteur der
rheinland-pfälzischen Polizei, ges-
tern dem Innenausschuss des Main-
zer Landtags gesagt. Offen blieb dabei
zunächst, was das Land dafür bezah-
lenmuss. Der ranghöchste rheinland-
pfälzische Polizist sagte lediglich: Da-
für wird Geld verwendet, das dafür
bestimmt ist, die Ausrüstung der Be-
amten zu verbessern.

Außerdem berichtete er, dass die
Ausschreibung für die nächste Strei-
fenwagen-Generation vorbereitet
wird. Sie wird so ausgelegt, dass die
Hersteller auch die beim letzten Mal
noch ausgeschlossenen Autos der
oberen Mittelklasse oder Vans anbie-
ten können. Ab April 2019 soll das
neue Sieger-Modell dann nach und
nach die Audis ablösen. Dass die sich
wegen der ausgetauschten Heck-
federn schlechter lenken lassen sol-
len, hat auch Inspekteur Schmitt
schon gehört. Doch er sagt: „Hier ver-
traue ich den Spezialisten.“ Der Leiter
des polizeilichen Fahrtrainings habe
versichert, dass die Kombis auch im
Einsatz „gut beherrschbar“ seien.

MAINZ. Der muslimische Polizist, der
im vergangenenMai in Koblenz einer
Kollegin den Handschlag verweigert
hat, wird nicht aus dem Dienst ent-
fernt, sondern kommtmit einer Geld-
strafe davon. Das teilte das Innenmi-
nisterium nach Abschluss eines Dis-
ziplinarverfahrens gegen den Beam-
ten auf Lebenszeit mit. Demnach
konnte der Polizist schlimmere Kon-
sequenzen abwenden, indem er eine
Erklärung unterzeichnet hat. Darin
bekenne er sich zur freiheitlich-de-
mokratischen Grundordnung, zur
Gleichberechtigung und versichere,
künftig auch Frauen die Hand zu rei-
chen. Der Beamte hatte die Verweige-
rung des Handschlags auf seiner Be-
förderungsfeier mit religiösen Über-
zeugungen begründet. |nob

Kein Handschlag:
Muslimischer
Polizist zahlt Strafe
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EinVierteljahr verbrachte ein Afrikaner in Räumen der protestantischen Ge-
meinde Hochspeyer (Kreis Kaiserslautern). FOTO: VIEW

M. Eisfeld
FOTOS: VIEW

S.Wimmer-
Leonhardt

Held FOTO: DPA

Relativ kleiner Kofferraum: Im Audi-
Kombi lässt sich die Antiterror-Aus-
rüstung kaum verstauen. FOTO: DPA

EINWURF

Kehrtwende?

Was um alles in der Welt hat die
Justiz dazu gebracht, das Verfah-
ren gegen den Hochspeyerer Pfar-
rer wegen des dortigen Kirchen-
asyls einzuleiten?Die Antwort der
Staatsanwaltschaft ist noch wenig
überzeugend. Die Unterschiede zu
zig anderen Fällen von Kirchen-
asyl, bei denen es weder zur An-
klage noch zum Prozess kam, er-
schließt sich Außenstehenden
nicht. Fest steht: Das Vorgehen der
Justiz im Hochspeyerer Fall ist au-
ßergewöhnlich. Bislang konnten
Staat und Kirche sich im Fall des
Kirchenasyls vertrauen. Die Kir-
chen nutzten das rechtlich nicht
geregelte Konstrukt nicht aus, und
die Justiz wusste das. Nun wird
erstmals im Land mit sämtlicher
Härte des Gesetzes gegen einen
Pfarrer vorgegangen, dessen Ge-
meinde Kirchenasyl gewährte. Die
nächsten Monate werden zeigen,
ob es bei diesem Einzelfall bleibt,
oder ob die Justiz eine grundsätzli-
che Kehrtwende eingelegt hat.

VON ANDREAS GANTER
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